
III-181 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 1 von 33

www.parlament.gv.at



III-181 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)2 von 33

www.parlament.gv.at



Sonderbericht 

des Rechnungshofes 

über die 

Erste Donau­

Dampfschiffahrts­

Gesellschaft 

III-181 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 3 von 33

www.parlament.gv.at



VORBEMERKUNGEN 

BMF 

Prüfungsdurchführung 

Vorla e an den Nationalrat 

Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft 

Kurzfassung 

Rechtsverhältnisse 

Organe 

Entwicklung bis 1984 

Allgemeines 

en 1978 und 1984 

Unternehmun s olitik 1985 bis 1989 

Unternehmungspolitik ab 1990 

Gesellschaftsrechtliche Veränderungen seit 1991 

Finanzwirtschaft 

All emeines 

Bilanzen 

Ertra sla e 

Kabinenschiff "Mozart" 

Planung 

Entscheidungsfindung . 

Beschaffung 

Vermarktung 
Veräußerun 

Entwicklun der Frachtschiffahre 

Beteiligungsangebot für die DDSG 

Verkauf der DDSG-Cargo GesmbH 

Zusammenfassende Beureeilung 

Allgemeines 

Kabinenschiff "Mozare" 

Verantwortlichkeiten 

Inhalt 

Seite 

3 

4 

4 

5 
5 

7 

8 

10 

12 

12 

13 

15 

15 

18 

18 

19 

21 

21 

23 

26 
27 

27 

A 

III-181 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)4 von 33

www.parlament.gv.at



Vorbemerkungen 

Vorbemerkungen 

Prüfungs, erlangen 

Mit Antrag vom 22 . April 1993 stellten die Abgeordneten zum National­
rat Dr Haider, Rosenstingi, Apfelbeck und Kollegen gemäß § 99 Abs 2 
des Geschäftsordnungsgesetzes an den Rechnungshof das Verlangen, die 
Gebarung der Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft, Wien, insbe­
sondere hinsichtlich der Beschaffung, des Betriebes und des Verkaufs des 
Kabinenschiffes "Mozart" sowie des Verkaufs des Unternehmungsbereiches 
DDSG-Cargo GesmbH zu überprüfen. 

Prüfungsdurchführllng 

Die Gebarungsüberprüfung des RH fand von Juni bis Oktober 1993 
statt. Die Prüfungsmitteilungen wurden im Jänner 1994 der Unterneh­
mung und dem Bundesminister für Finanzen zugestellt, welche hiezu im 
Feber 1994 schriftlich und mündlich Stellung genommen haben. 

Vorlage an den Nationalrat 

Der RH erstattet sohin gemäß An 126 b Abs 4 und An 126 d Abs 1 B-VG 
sowie gemäß § 99 Abs 6 des Geschäftsordnungsgesetzes Bericht über das 
Ergebnis der von ihm durchgeführten Gebarungsüberprüfung. 

Darstellung des Prüfllngsergebnis~es 

In der nachstehenden Darstellung des Prüfungsergebnisses werden die 
dem RH bedeutsam erscheinenden Sachverhalte (Kennzeichnung mit 1 
an der zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren Beurteilung durch 
den RH (Kennzeichnung mit 2), die hiezu abgegebene Stellungnahme 
(Kennzeichnung mit 3 und in Kursivschrift) und eine allfällige Gegenäuße­
rung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinandergereiht. 
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Bereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft, Wien 

Kurzfassung 

(1) Für die Aufrechterhaltung der Erste Donau-Dampf­
schiffahrts-Gesellschaft, Wien, (DDSG) hat der Staat erhebliche fi­
nanzielle Opfer gebracht. Die vom RH in der Vergangenheit mehr­
mals beanstandete Unternehmungspolitik hat zu ständigen hohen 
Budgetbelastungen geführt. 

(2) Um weitere Belastungen zu vermeiden, entschloß sich der Eigen­
tümer 1990, die beiden Bereiche Fracht- und Personenschiffahrt 
auszugliedern, um für sie getrennt - vornehmlich österreichische 
- Partner zu finden. 

(3) Für die Frachtschiffahrt konnte Ende 1993 ein ausländischer 
Erwerber gefunden werden, allerdings ohne eine sofortige Entla­
stung des Bundeshaushaltes zu bewirken. 

(4) Im Bereich der Personenschiffahrt wurde das Kabinenschiff 
"Mozart", dessen Anschaffung beträchtliche Kosten und dessen Be­
trieb besonders hohe Verluste verursacht hatte, im Jahr 1993 ver­
äußert. Für die übrige Problematik der Fahrgastschiffahrt konnte 
bis März 1994 keine Lösung gefunden werden. 

1984 1988 1989 1990 1991 1992 

in Mill S 

Bilanzsumme 1232 1 154 1172 1566 1 595 1693 
Erträge 857 811 807 900 909 1052 
Personalaufwand 385 433 389 458 474 480 
Wirtschaftliches 
Ergebnis -225 -169 -1 33 -651 -299 -430 

Subventionen 238 125 97 206 295 419 
Cash-flow -98 -82 -72 -192 -240 -319 
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4 
Rech tsverhältnisse 

1. Die Unternehmung verfügte zu Beginn des Überprüfungszeitraumes 
(984) über ein Grundkapital von 755 Mill S. Sie stand zu 100 % im 
Eigentum des Bundes . Im Jahre 1989 wurde das Grundkapital um 
92 Mill Sauf 847 Mill S erhöht. 

Gegenstand der Unternehmung war insbesondere der Betrieb der Perso­
nen-, Fracht- und Schleppschiffahrt. 

2. Die im Juli 1991 gegründeten Tochtergesellschaften DDSG-Cargo 
GesmbH, Wien, für die Frachtschiffahrt und DDSG-Donaureisen 
GesmbH, Wien, für die Personenschiffahrt verfügten nach der im Sep­
tember 1991 erfolgten Einbringung der entsprechenden Sacheinlagen 
durch die DDSG über ein Stammkapital von 8,5 Mill S bzw 19,5 Mill S. 

Organe 

3.1 Bis zur Ausgliederung der Tochtergesellschaften im September 1991 be­
stand der Vorstand der DDSG aus zwei, seitdem aus einem Vorstandsmit­
glied. 

3.2 Nach Auffassung des RH fehlte es hinsichtlich der Bestellung der Vor­
standsmitglieder an einer hinreichenden Nachvollziehbarkeit der Ent­
scheidungsfindungen. Fehlende Dokumentationen hiezu ließen es nicht 
immer zu, den Gang und die Gründe einer Berufung ausreichend zu er­
hellen. Der RH erachtete die zeitgerechte Erstellung eines Anforderungs­
profils für allfällige Bewerber sowie eine größere Transparenz des eigentli­
chen Auswahl- und Bestellungsverfahrens für notwendig. 

4.1 Verschiedentlich sahen Vorstandsverträge einen sofortigen Anspruch auf 
Pensionsbezüge und auf Abfertigungen in der Höhe eines Jahres- bzw 
Halbjahresgehaltes unabhängig von einer bestimmten Dauer des Dienst­
verhältnisses vor. Insbesondere hinsichtlich der Abfertigungen wäre eine 
Abstufung der Höhe nach Dauer des Dienstverhältnisses angebracht ge­
wesen. 

Für die Leitung der Tochtergesellschaften sehen deren Satzungen die Be­
stellung eines oder mehrerer Geschäftsführer vor. Zuletzt waren mit der 
Leitung der Geschäfte der DDSG-Cargo GesmbH zwei , mit jener der 
DDSG-Donaureisen GesmbH ein Geschäftsführer betraut. 

4.2 Der RH machte Bedenken gegen die Vorgangsweise der Tochterunter­
nehmungen geltend, Geschäftsführer - bei gleichzeitiger Bestellung 
weiterer - unter Wahrung der vertraglichen Ansprüche von ihren regel­
mäßigen Dienstpflichten freizustellen . Hiedurch kam es zu einer Ver-
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• 2 

Organe 

Allgemeines 

Gebarungsüber­
prüfungen 
1978 und 1984 

DDSG 

mehrung der Leitungspositionen, die zu Mehrkosten für die Unterneh­
mungen führte. 

5. Die Anzahl der Aufsichtsräte hat die DDSG entsprechend einer Empfeh­
lung des RH (TB 1985) von 21 auf 6 Mitglieder verringert. 

Die Tochtergesellschaften verfügten jeweils über einen aus 6 Mitgliedern 
bestehenden Aufsichtsrat. 

Entwicklung bis 1984 

6. Die im Jahr 1829 gegründete, durch das Verstaatlichungsgesetz 1946 in 
das Eigentum der Republik Österreich übergegangene Gesellschaft war 
stets die einzige österreich ische Donaureederei . Für die Aufrechterhaltung 
der DDSG hat der Staat erhebliche finanzielle Opfer gebracht, weil die Ge­
sellschaft immer auf die Unterstützung aus dem Bundeshaushalt angewie­
sen war. Das Sanierungsgesetz 1973, BGBI Nr 278, stellte den Fortbe­
stand der DDSG vorerst außer Frage. Allerdings blieb der Betriebsumfang 
Gegenstand andauernder Erörterungen, auch zwischen der Gesellschaft und 
dem RH. 

Konzeptive Grundlage des Sanierungsgesetzes 1973 war eine Einschrän­
kung des Betriebsumfanges der DDSG im Frachtverkehr und eine Be­
schränkung der Fahrgastschiffahrt auf die am wenigsten defizitären Lini­
en. 

7. Bereits bei seiner Gebarungsüberprüfung 1978 hat der RH die trOtz 
großzügiger Sanietung ungünstige finanzielle Entwicklung der überprüf­
ten Unternehmung sowohl auf von der Gesellschaft nicht beeinflußbare 
Faktoren (wie Konjunkturschwankungen, Treibsroffkostenerhöhungen, 
nahezu stagnierende Tarife sowie Kursverluste und nautische Bedingun­
gen) als auch auf schwerwiegende Abweichungen vom Unternehmungs­
konzept zurückgeführt. 

Entgegen den Empfehlungen des dem Sanierungsgesetz zugrundeliegen­
den Konzeptes waren nämlich nicht Einschränkungen, sondern vielmehr 
erhebliche Ausweitungen in den dorr genannten Bereichen erfolgt. Die 
deswegen wesentlich angestiegenen Verluste haben den Bundeshaushalt 
zusätzlich belastet. 

Bei der Gebarungsüberprüfung 1984 hat der RH aufgezeigt, daß die Un­
ternehmungspolitik entgegen den Festlegungen des Unternehmungskon­
zeptes und den Empfehlungen des RH auch in der Folgeperiode nicht auf 
Einschränkungen, sondern auf Ausweitungen mit der Folge von abermals 
steigendem Zuschußbedarf aus dem Bundeshaushalt ausgerichtet war. 
Der RH hat daher damals die Meinung bekundet, daß es nicht Sinn einer 
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Entwicklung bis 1984 

6 
Förderung durch die öffentliche Hand sein könne, eine Unternehmung 
immer weiter von der Eigenwirtschaftlichkeit zu entfernen . Der von der 
DDSG - entgegen den Festlegungen im seinerzeitigen Unterneh­
mungskonzept - eingeschlagene und von den Eigentümerorganen stets 
hingenommene und finanzierte "Weg der Ausweitung" hätte sich als 
nicht unbegrenzt gangbar erwiesen. 

Der RH hat daher dem BMF als Eigentümervertreter empfohlen, in An­
wendung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes eine Begrenzung der Bud­
getbelastung aus der laufenden Finanzierung des Frachtgeschäftes durch 
eine Festlegung anzustreben, welche die DDSG einem neu zu erstellen­
den Gesamtunternehmungskonzept zugrunde zu legen hätte (TB 1984 
Abs 66). Demgemäß sollte eine Festsetzung der volkswirtschaftlich un­
bedingt notwendigen Transportmengen erfolgen, wobei die DDSG den 
hiefür notwendigen Subventionsbedarf zu minimieren hätte oder eine 
Festlegung der Subventionshöhe getroffen werden sollte, wobei die 
DDSG das hiefür transportierte Frachtvolumen zu maximieren hätte. 

Bezüglich der Fahrgastschiffahrt hat der RH seine bereits 1978 dargeleg­
te Auffassung wiederholt, daß dem lokalen Ausflugsverkehr und den Son­
derfahrten aus wirtschaftlichen Gründen der Vorrang gegenüber "presti­
georientiertem, aber verlustreichem Verkehr auf längeren Strecken" 
Vorrang eingeräumt werden sollte. Insbesondere vom Projekt eines Kabi­
nenschiffes wurde ausdrücklich abgeraten (TB 1984 Abs 66.71). 

Wie schon nach den Gebarungsüberprüfungen 1965 und 1978 mußte 
der RH jedoch auch nach der des Jahres 1984 feststellen, daß die Reakti­
on der überprüften Unternehmung und des BMF als Eigentümervertreter 
abermals nicht den Empfehlungen entsprach, ja geradezu als gegenläufig 
zu bezeichnen war. 

Wie bereits in der Stellungnahme zur Gebarungsüberprüfung 1978 er­
klärte die DDSG auch 1984, stets davon ausgegangen zu sein, im Interes­
se der österreichischen Allgemeinheit und unter Bedachtnahme auf 
größtmögliche Rentabilität bzw kostensparenden Einsatz verfügbarer 
Mittel eine für die österreichische Wirtschaft im weitesten Sinn unab­
dingbare Präsenz auf der Donau wahren zu müssen. Alle aus diesem 
gemeinsam mit dem Eigentümervertreter entwickelten Selbsrverständnis 
der Unternehmung abgeleiteten Einzelrnaßnahmen und Einzelentschei­
dungen seien im steten und engsten Einvernehmen mit diesem erfolgt, 
wobei die verfassungsmäßige Legitimation des Eigentümervertreters 
durch die laufende Billigung der entsprechenden Budgetansätze unter 
Beweis gestellt erscheine. 
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DDS 

Unternehmungspolitik 1985 bis 1989 

8. Da die tatsächlich umgesetzte Unternehmungspolitik in Gestalt laufend 
gewährter steigender Zuschüsse sowohl für die Fracht- als auch für die 
Personenschiffahrt praktisch die Zustimmung des Eigentümers gefunden 
hatte, wäre es - nach Auffassung des RH - Aufgabe der Unterneh­
mungsorgane gewesen, neue konzeptive Lösungen für die anstehenden 
Probleme zu suchen bzw Aufgabe des BMF gewesen, als Eigentümerver­
treter solche zu fordern. 

Ein im April 1985 dem BMF als Eigentümervertreter vorgelegtes Konzept 
für die Frachtschiffahrt für den Zeitraum bis 1990 ging jedoch - im Ge­
gensatz zu den wiederholten Empfehlungen des RH - abermals von ei­
nem weiteren Zuwachs aus. 

Auch im Personenverkehr liefen die Überlegungen der DDSG nicht auf 
einen Rückzug auf die empfohlenen Streckenabschnitte, sondern auf eine 
Ausweitung verschiedener Marktbereiche, insbesondere der Kabinen­
schiffahrt, hinaus . Ein besonders verlustträchtiges Ergebnis dieser Unter­
nehmungspolitik war der Erwerb des Kabinenschiffes "Mozart". 

Diese fortgesetzte expansive Unternehmungspolitik führte zunächst nicht 
zu einer Verringerung des Zuschußbedarfes zu Lasten des Bundeshaushal­
tes . Dieser belief sich für 1985 und 1986, einschließlich eines Investiti­
onszuschusses, auf jeweils rd 246 Mill S; 1987 wurde er - bei gleich­
bleibendem Bedarf - fast zur Hälfte durch einen Wertpapierverkauf der 
DDSG ersetzt. 

9. In der Regierungserklärung 1987 wurden die bis dahin gültigen Zielvor­
gaben für die DDSG praktisch fortgeschrieben, wobei einer Erhöhung der 
Produktivität besondere Bedeutung zugemessen wurde. 

Darauf aufbauend erstellte der Vorstand ein neues Unternehmungskon­
zept II DDSG - Kurs 2000", das im Oktober 1987 vom Aufsichtsrat 
grundsätzlich zustimmend zur Kenntnis genommen wurde. Vorrangige 
Zielvorstellung war hiebei eine IIMinimierung der Zuschüsse des Eigentü­
mers", was zwar formell auf die wiederholten Empfehlungen des RH hin­
auslief, nicht jedoch durch eine Einschränkung des Betriebsumfanges, 
sondern durch eine Ausschöpfung der vorhandenen Rationalisierungsre­
serven bewerkstelligt werden sollte. 

Tatsächlich trat 1988 eine wesentliche Verbesserung der Ertragskraft der 
Unternehmung ein, was zu einer Verringerung des Bundeszuschusses bis 
1989 auf unter 100 Mill S führte. 

Ausschlaggebend hiefür waren Rücklagenauflösungen, Wertpapierver­
käufe und eine deutliche Erhöhung der Arbeitsproduktivität zufolge einer 
Verringerung der Mitarbeiterzahl von 991(987) auf 881(988). Das be­
stätigte nachträglich die wiederholt vom RH vertretene Auffassung, daß 
die steigenden Transportleistungen allein nicht zu einer Verbesserung der 
Ertragslage geführt hätten, zumal eine abermalige Verschlechterung der 
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Unternehmungspolitik 

1985 bis 1989 

Tarife und Wechselkurse in den Jahren 1986 bis 1989 trotz gestiegener 
Transportmengen eine Erlösminderung verursacht hatte. 

10. Mit dem Rationalisierungserfolg, der in den Jahren 1988 und 1989 zu 
halbierten Bundeszuschüssen geführt hatte , waren aber die Rationalisie­
rungsreserven der Gesellschaft weitgehend ausgeschöpft. Diesbezüglich 
bescheinigte eine Studie des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsfor­
schung aus dem Jahre 1989 der DDSG-Frachtflotte, gemessen in Netto­
tonnenkilometern, eine höhere Produktivität je Beschäftigten als den 
Rhei nreedereien. 

Für 1990 stieg der Zuschußbedarf wieder auf die vormalige Höhe und 
erreichte für 1991 einen Rekordwert von rd 297 Mill S, wobei hiefür die 
wirtschaftliche Katastrophe des Kabinenschiffes "Mozart" ebenso mitver­
antwortlich war wie außergewöhnlich schlechte nautische Bedingungen 
und welrpolitische Krisen. 

Unternehmungspolitik ab 1990 

11.1 Erst 1990, als der damalige Vorstand ein Konzept vorlegte, das für die 
nächsten fünf Jahre einen Zuschußbedarf von über 1 Mrd S feststellte , 
ohne damit eine dauerhafte Verlustfreimachung der DDSG zu bewirken, 
ist der Eigentümer im Ergebnis der 1984 vom RH dargelegten Auffas­
sung, daß der Weg der Ausweitung der Verkehrsleistungen und daraus 
resultierend des Zuschußbedarfes nicht unbegrenzt gangbar ist, gefolgt. 
Das BMF hat, wie es in der Stellungnahme bestätigte, das Konzept der 
DDSG abgelehnt, weil daraus der Schluß der Unsanierbarkeit aus eigener 
Kraft gezogen werden konnte. Dies führte auf Eigentümerebene schließ­
lich zu den im Regierungsübereinkommen vom 17 . Dezember 1990 an­
gestellten Überlegungen . 

Der Bundesminister für Finanzen suchte - unbeschadet des Vorliegens 
eines Angebotes - nach weiteren Interessenten, wobei dem Gedanken 
der Trennung in einen Fracht- und Personenschiffahrtsbereich die Über­
legung zugrunde lag, daß bei einer Selbständigkeit der beiden Bereiche 
private Beteiligungsinteressenten leichter gefunden werden könnten. 

11.2 Nach Ansicht des RH wäre es für die Republik Österreich als Eigentümer 
wesentlich wirtschaftlicher gewesen, dem damals vorliegenden Angebot 
auf Übernahme der gesamten DDSG zu außerordentlich günstigen Be­
dingungen näher zu treten, zumal durch die Trennung nicht nur auf U n­
ternehmungsebene Mehraufwendungen in Millionenhöhe entstanden, 
sondern auf Eigentümerebene Mehrbelastungen erwuchsen bzw noch zu 
gewärtigen sind . 

12.1 Aus verkehrspolitischer Sicht sind im Regierungsübereinkommen 1990 
Aufrechterhalrung und Ausbau der österreichischen Schiffahrt als wün-
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Unternehmungspolitik 

ab 1990 

DDSG 

sehenswert bezeichnet worden, wobei im Zuge der Rekonstruierung der 
DDSG die Teilung in den Güter- und Personenbereich sowie Änderun­
gen in der Eigentümerstruktur als erforderlich erachtet wurden. Die 
Personenschiffahrt der DDSG (einschließlich Kabinenschiffe) sollte als 
gewinnorientierte Tourismusunternehmung geführt werden. Der Frach­
tenbereich der DDSG sollte ab 1993 ebenfalls ohne Verlustabdeckung 
durch den Bund auskommen, wobei dieses Ziel neben innerbetrieblichen 
Rationalisierungsmaßnahmen insbesondere auch durch die Hereinnahme 
von "vorzugsweise österreichischen Partnern" erreicht werden sollte. 

12.2 Nach Ansicht des RH war diese Willensäußerung durch den Eigentümer 
zwar in seinen Zielvorgaben durchaus wünschenswert und auch in das 
"österreichische Gesamtverkehrskonzept 1991" passend, aber - im 
Hinblick auf die seit Jahrzehnten bestehenden und vom RH wiederholt 
aufgezeigten Probleme der DDSG - kaum erreichbar. Einerseits waren 
nämlich die Rationalisierungsmöglichkei ten praktisch ausgeschöpft, 
andererseits lag in den Vorgaben ein erkennbarer Zielkonflikt. 

Die Zielvorgaben, einerseits den Frachtenbereich "ohne Verlustab­
deckungszuschüsse" und darüber hinaus den Personenverkehr als "ge­
winnorientiertes Tourismusunternehmen" zu führen, andererseits aber 
österreich ische Partner zu bevorzugen, waren gegensätzlich. Da sowohl 
das verkehrspolitische Sachziel einer inländischen Mitgestaltung, wie 
auch das finanzwirtschaftliche Ziel einer Budgetentlastung erstrebenswert 
erschienen, hätte es - für den vorhersehbaren Fall einer nicht gleichzei­
tigen Erreichung bei der Ziele - einer Vorrangregelung bedurft. 

Wiewohl in der Vergangenheit der volkswirtschaftlichen Bedeutung der 
DDSG stets große Bedeutung beigemessen worden war, haben nämlich 
bei den letztlich getroffenen Entscheidungen hinsichtlich Veräußerung 
von Frachtschiffahrt und Kabinenschiff "Mozart" die finanziellen Über­
legungen angabegemäß Vorrang genossen . 

Die Erreichung der - vom nunmehrigen Eigentümer übernommenen 
verkehrspolitischen Ziele wird die Zukunft zu erweisen haben; die finanz­
wirtschaftlichen Vorteile waren jedenfalls nicht offenkundig. Tatsächlich 
kam es zu abermaligen erheblichen Budgetbelastungen. 

12.3 Laut Stellungnahmen des BMF und des Vorstandes der DDSG sei die seinerzeiti­
ge Zielsetzung auf Grundlage der damaligen Einschcitzung der wirtschaftlichen 
Lage im Donauraum erfolgt. Diese habe sich in der Folge aus konjunkturellen und 
politischen Gründen Uugoslawienkrise usw) dramatisch verschlechtert. Angesichts 
dieser negativen Entwicklung vermeinten das BMF und die DDSG, sowohl bei 
der Privatisierung der DDSG-Cargo GesmbH als auch bei der Vera'ußerung der 
"Mozart" unter Berücksichtigung des damaligen Informationsstandes Sach- und 
Finanzziel in bestmb'glicher Weise verwirklicht zu haben. 

12.4 Der RH entgegnete, dieser seinerzeitigen Beurteilung durch die handeln­
den Organe stehe das - vom RH dargestellte, vom BMF und der über­
prüften Unternehmung nicht in Zweifel gezogene -letztlich ermittelte 
Ergebnis gegenüber. 
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10 
Gesellschaftsrechtliche Veränderungen seit 1991 

13. In Durchführung des Regierungsübereinkommens 1990 wurden im Juli 
1991 die beiden Geschäftsbereiche der DDSG getrennt und verselbstän­
digt . Die materiell wichtigste Voraussetzung für die Trennung in zwei 
zur Veräußerung geeignete Unternehmungen war die Übernahme der 
Pensionsaltlasten (420 Mill S) und die zusätzliche Erstellung eines um­
fassenden Sozialplanes zu Lasten des Bundeshaushaltes (rd 100 Mill S). 

Der bisherige Frachtbereich wird nunmehr von der DDSG-Cargo GesmbH, 
der bisherige Bereich Personenschiffahrt von der DDSG-Donaureisen Ges­
mbH wahrgenommen. 

Nach Durchführung dieser Maßnahmen bestanden die Aufgaben der 
DDSG in der Verwaltung der Anteilsrechte der bei den Tochtergesell­
schaften und der bei ihr verbliebenen Liegenschaften und Rechte . 

Im Dezember 1991 wurde für die DDSG-Cargo GesmbH ein sogenann­
tes "Investmentmemorandum" erstellt, das als Informationsunterlage zur 
Angebotslegung betreffend den Erwerb von Anteilsrechten an dieser Ge­
sellschaft diente . 

Mit der Veräußerung von Anteilsrechten an der DDSG-Cargo GesmbH 
wurde das Ziel verfolgt, geeignete Voraussetzungen für eine nachhaltige 
betriebs wirtschaftliche Sanierung zu schaffen. 

14.1 Im April 1992 wurde ein analoges "Investmentmemorandum" für die 
DDSG-Donaureisen GesmbH erstellt, das gleichfalls als Informations­
unterlage zur Angebotslegung betreffend den Erwerb von Anteilsrechten 
diente. 

Zielrichtung und geforderte Voraussetzungen entsprachen jenen hin­
sichtlich der DDSG-Cargo GesmbH. 

Da der für 1993 vorhersehbare Verlust der "Mozart" von rd 70 Mill S zur 
Insolvenz der DDSG-Donaureisen GesmbH und der DDSG selbst ge­
führt hätte, wurde im Dezember 1992 dieses Schiff zum Verkauf ausge­
schrieben und schließlich im März 1993 tatsächlich veräußert. 

Für den verbleibenden Teil, die Ausflugsschiffahrt, zeichnete sich bis En­
de 1993 keine endgültige Lösung ab, weil das von einer ausländischen 
Unternehmung vorgelegte Konzept als nicht befriedigend angesehen 
wurde. 

14.2 Nach Ansicht des RH sollte die DDSG die Idee eines getrennten Abver­
kaufes einzelner Schiffe in ihre Überlegungen miteinbeziehen. Da die 
Marktsegmente in der Personenschiffahrt derart heterogen sind, erscheint 
nämlich ein verbundener Betrieb wirtschaftlich nicht sinnvoll, was sich ja 
bei der DDSG langfristig bestätigt hat. 
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Gesellschaflsrechtliche 

Veränderungen seit 1991 

Dose 

15.1 Neben diesen Verkaufsbemühungen hat die DDSG-Donaureisen Ges­
mbH im Juli 1993 neuerlich ein Konzept zur Konsolidierung und Sanie­
rung bei Aufrechterhaltung des Betriebes erstellt . Die Zielsetzung dieses 
Konzeptes war abermals eine Umgestaltung der Donaureisen zu einer 
wirtschaftlich lebensfähigen Ausflugsschiffahrt und einem fahrplan­
mäßigen Linienverkehr, um möglichst rasch auf laufende Zuschüsse ver­
zichten zu können. 

Der Erstaufwand zur Verwirklichung dieser Zielsetzung wurde für die 
Jahre 1994 bis 1997 mit 160 Mill S beziffert und sollte zu je einem 
Viertel von der Republik Österreich und den drei Donaubundesländern 
aufgebracht werden. 

Hiezu war für den genannten Zeitraum ein operativer Verlust von rd 
50 Mill S geplant, während ab 1998 ein geringfügig positives Ergebnis 
errechnet wurde. 

15.2 Der RH erinnerte an seine mehrmals vorgebrachten Bedenken gegen im­
mer wiederkehrende Finanzmittelzuführungen in Strukturen, deren 
Nichtannahme durch den Markt unter den gegebenen Verhältnissen be­
reits hinlänglich erwiesen erschien. 

Abgesehen von diesen Bedenken sprach schon die Zielvorgabe in der 
Regierungserklärung 1990, den Personenverkehr als gewinnorientiene Tou­
rismusunternehmung zu führen, gegen eine abermalige Belastung der öf­
fentlichen Haushalte. Tatsächlich haben bereits die Bundesländer Wien und 
Oberösterreich finanzielle Beiträge zur Aufrechterhaltung der Linien­
schiffahrt, ua auch unter Hinweis auf die Bereitschaft einer Privatunter­
nehmung, solche ohne Zuschüsse der öffentlichen Hand zu bewerkstelligen, 
abgelehnt. 

15.3 Laut Stellungnahme der DDSG würde eine sofortige Liquidation der DDSG-Do­
naureisen GesmbH erhebliche Kosten verursachen. Der Bundesminister für Finanzen 
betonte die große Bedeutung der Personenschiffahrt für den Fremdenverkehr. 

11 
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Allgemeines 

Bilanzen 

Finanzwirtschaft 

16.1 Die Unternehmung war zu keinem Zeitpunkt in der Lage, ausgeglichen 
zu bilanzieren. Für die Aufrechterhaltung des Betriebes waren daher fi­
nanzielle Zuwendungen des Eigentümers unabdingbar. Die Belastung des 
Bundeshaushaltes betrug von 1972 bis 1993 rd 4 ,5 Mrd S. 

Die Zuschüsse im überprüften Zeitraum 0984 bis 1992) von rd 
1 816 Mill S betrafen größtenteils den Güterverkehr (824 Mill S) und 
den Personenverkehr (600 Mill S). 

Laut Finanzplan sind weitere Belastungen des Eigentümers für 1994 von 
360 Mill S zu erwarten. Zudem wird Ende 1994 der Leasingrestwert 
für das Kabinenschiff "Mozart" in Höhe von 270,1 Mill S fällig . Sohin 
errechnet sich - abzüglich des Verkaufserlöses für die "Mozart" in der 
Höhe von 127, 1 Mill S - unter Berücksichtigung der offenen Zah­
lungen an die ÖIAG-Pensionskasse und weiterer Zuschüsse für den 
Personenverkehr eine zusätzliche Belastung des Bundeshaushaltes von 
voraussichtlich rd 970 Mill S. 

16.2 Der RH beanstandete die Vorgabe von Zielergebnissen für die jährlich er­
stellten Finanzpläne durch die Unternehmungsleitung, die derart optimi­
stische Varianten darstellten, daß sie lediglich bei einem bestmöglichen 
Zusammenwirken aller bedeutenden Einflußfaktoren hätten erzielt wer­
den können. Dieser Umstand bedingte auch die oftmalige Änderung der 
Finanzpläne sowie Abweichungen im Betriebsergebnis von bis zu 35 % 
gegenüber der Erstplanung . Der RH empfahl daher, nicht im eigenen 
Einflußbereich liegende Faktoren künftighin bloß gedämpft optimistisch 
einzuschätzen . 

17. Während die Bilanzsumme der Unternehmung von 1984 bis 1989 nahezu 
unverändert bei rd 1,2 Mrd S blieb und sodann bis 1992 um 520,7 Mill S 
bzw 44 % auf 1 692,6 Mill S wuchs, fiel im gleichen Zeitabschnitt das 
wirtschaftliche Gesamtvermögen infolge von Verlusten und Verlustvorrrä­
gen um 18,9 % auf 906,3 Mill S. 

Die Gesellschaft stellte sich über den gesamten Überprüfungszeirraum als 
anlagenintensiv dar. Insbesondere bedingt durch eine Teilwerrabschreibung 
der Flotte nahm 1990 das Sachanlagevermögen um rd 470 Mill S ab. Dem 
standen jedoch Zugänge im Finanzanlagevermögen von rd 327,6 Mill S 
gegenüber, die sich aus einer Übernahme der Pensionsverpflichtungen 
durch die Republik Österreich und der Überbindung der Pensionsan­
sprüche und -rückstellungen an die ÖIAG-Pensionskasse ergaben. Diese 
gründete in der Unmöglichkeit für die DDSG, selbst für die Erfüllung 
sämtlicher Verpflichtungen aus diesem Titel zu sorgen. 

Der Verringerung des Umlaufvermögens durch den Rückgang der Barbe­
stände wie der Rechnungsabgrenzungsposten von 397 Mill S (984) auf 
140 Mill S (988) folgte ein Anstieg auf 191 ,7 Mill S (1991) und - we­
gen der Übernahme der Verluste der DDSG-Cargo GesmbH (134,2 Mill S) 
durch den Bund - ein weiteres Anwachsen um 136,8 Mill S bzw 71,4 % 
auf 328,5 Mill S (992). 
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Finanzwirtschaft 

Ertragslage 

DDSG 

Passivseitig verringerte sich der Eigenkapitalanteil am Gesamtkapital von 
durchschnittlich rd 70 % auf 33 ,2 % (991) bzw 34 ,6 % (992), was 
insbesondere auf die Erhöhung der Verluste um rd 671 Mill S zurückzu­
führen war. 

Zur Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten mußte von der Unter­
nehmung über eine Bundeshafcung Anfang 1993 ein Kontokorrentkredit 
in Höhe von 165 Mill S aufgenommen werden, von welchem bis Okto­
ber desselben Jahres 65 Mill S in Anspruch genommen wurden . 

Die Deckung des Anlagevermögens durch das Eigenkapital fiel wegen 
steigender Verlustvorträge von 89,9 % (1984) auf 12,2 % (1992). 

Der Cash-flow als Maßstab der Selbstfinanzierungskraft war negativ. Er 
verschlechterte sich von -97,6 Mill S (1984) bis auf -319,3 Mill S (1992). 
Dem gesamten negativen Cash-flow in der Höhe von 1 269,8 Mill S stan­
den laufende Subventionen von 1 983,3 Mill S gegenüber. Hiedurch kam 
die DDSG in die Lage, verhältnismäßig hohe Bestände an flüssigen Mitteln 
und positive Zinssalden auszuweisen. 

18. Die Aufwendungen der Unternehmung stiegen von rd 84 0 Mill S 
(994) auf rd 1 063 Mill S (1992) an. 

Der größte Anteil davon kam dem Personalaufwand zu, der durchschnitt­
lich rd 73 % des Gesamcumsatzes beanspruchte. Infolge von Rationali­
sierungsmaßnahmen und Personalabbau sanken ab 1986 die Personalko­
sten zunächst von 438,5 Mill S (1986) um 49 ,7 Mill S oder 11,3 % 
auf 388,8 Mill S (1989) und stiegen - vornehmlich durch die Inan­
spruchnahme des Sozialplanes - wieder um 91,2 Mill S bzw 23,5 % 
auf 480 Mill S (992) an . 

Der größte Zuwachs ergab sich innerhalb der Sonstigen Aufwendungen, 
bei denen ua die neu angefallenen Leasingzahlungen für Personen- und 
Frachtschiffe in der Höhe von rd 30 Mill S berücksichtigt waren. 

Die Summe der Erträge stieg - nach einer vorübergehenden Verringe­
rung - von 856,8 Mill S (1984) auf 1 052 Mill S (1992) an, wobei 
die größte Umsatzposition den Einnahmen aus Güterverkehr und Um­
schlag zukam. Dessen Anteil am Gesamtumsatz sank jedoch wegen der 
Verschlechterung der Tarife und Wechselkurse und der wenig erfolgrei­
chen Bemühungen der Unternehmung, Leerfahreen tunlichst zu verrin­
gern oder zu vermeiden, von 79,5 % auf 53,9 %. 

Die Einnahmen aus dem Personenverkehr als nächstgrößter Umsatzposi­
tion stiegen vorerst von 66,9 Mill S (984) um 157,9 Mill S oder 
227,2 % auf 218,8 Mill S (990) an . Der Rückgang auf 189,5 Mill S 
(1991) bzw auf 137,1 Mill S (992) war auf weltpoli tische Krisen und 
auf die wenig erfolgreiche Vermarktung des Kabinenschiffes "Mozare" 
zurückzuführen. 

Zur Vermeidung einer Überschuldung bzw Illiquidität war der Eigentü­
mer genötigt, regelmäßig Zuschußleiscungen zu erbringen, die zwischen 
1985 und 1992 durchschnittlich 175 Mill S jährlich betrugen. 

13 
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14 

Durch Belastungen aus dem Sozialplan und durch die Abdeckung von 
Verlusten der DDSG-Cargo GesmbH stieg dieser Betrag 1992 auf rd 
4 18 Mill S. Ungeachtet dieser erheblichen finanziellen Leistungen des 
Bundes ergaben sich dennoch negative Betriebsergebnisse von insgesamt 
rd 659 Mill S. 

19.1 Die von der Unternehmung durchgeführte Deckungsbeitragsrechnung 
betraf ausschließlich die Hauptkostenstellen. Für Entscheidungen hin­
sichtlich von Streckeneinstellungen bzw Außerdienststellungen von Flot­
teneinheiten wäre indessen eine Kostenträgerrechnung je Schiff bzw je 
Strecke erforderlich gewesen. 

Der Cargo-Bereich der DDSG war lediglich in zwei Jahren imstande, ei­
nen tatsächlichen Beitrag zur Deckung der Verwaltungsgemeinkosten, 
des Leasings, der Kreditzinsen und Abschreibungen zu leisten. In keinem 
Fall gelang es, Finanzierungskosten oder Abschreibungen zur Gänze zu 
verdienen, wodurch diesem Bereich ein negatives Ergebnis in der Höhe 
von 1 131 Mill S erwuchs. 

Die Deckungsbeiträge im Personenverkehr erbrachten ein positives Er­
gebnis; eine Erwirtschaftung der Abschreibungen, Leasing- und Kredit­
kosten sowie der Verwaltungsgemeinkosten war hingegen zu keinem 
Zeitpunkt möglich. In den Jahren 1984 bis 1992 ergab sich allein im 
Personenverkehr - unter Außerachtlassung von Abschreibungen und 
Rückstellungen - ein Verlust von 264 Mill S. 

19.2 Nach Ansicht des RH ließ die bestehende Deckungsbeitragsrechnung 
Grundaussagen über die Entwicklung der einzelnen Geschäftsbereiche zu, 
bot aber nicht die Möglichkeit einer Optimierung der operativen Berei­
che bzw einer Forcierung von Teilstrecken mit hohen Deckungsbeiträgen. 
Daher war das bestehende System nur als erster Schritt in Richtung 
marktgerechten Handelns geeignet. 

20. Ausgelöst durch mangelhaft vorbereitete Organisationsveränderungen be­
standen erhebliche Mängel und Unstimmigkeiten im Bereich des Rech­
nungswesens, welche zum Zeitpunkt der Gebarungsüberprüfung durch 
den RH Gegenstand einer gesonderten Untersuchung durch eine Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaft waren . 
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Kabinenschiff "Mozart" 

21. Das Projekt der Beschaffung eines Kabinenschiffes war bereits zu Beginn 
der 80er Jahre Gegenstand unternehmungseigener Konzepte . Entgegen 
den zunächst geäußerten Bedenken fand das Vorhaben Anfang 1983 Ein­
gang in ein Marketingkonzept für die Personenschiffahrt, welches in der 
Folge dem Eigentümer übergeben wurde. Dies stand im Widerspruch zu 
den seinerzeitigen Empfehlungen des RH, von einem derartigen Vorha­
ben Abstand zu nehmen. Der RH hatte dieser Prüfungsaussage eine aus­
reichende Marktsättigung dieses Bereiches sowie die Gefahr von Preis­
kämpfen mit Ostreedereien zugrundegelegt. Überdies waren zum 
Zeitpunkt der Übergabe des Konzeptes weder die Finanzierung noch die 
betriebswinschaftlichen Auswirkungen eines Kabinenschiffes hinrei­
chend geklärt. Laut Berechnungen der Unternehmung wäre für ein ausge­
glichenes Ergebnis eine - kaum zu erwartende - 80 %-Auslastung 
erforderlich. 

Nach einer Überprüfung des Marketingkonzeptes durch den Eigentümer­
veneter (BMF) und - wie der RH bemängelte - undokumentierten 
Beratungen im Frühjahr 1985 kamen Eigentümer und Unternehmung 
überein, weitere Entscheidungen vom Ergebnis eines Gutachtens eines 
Betriebsberaters, den der Eigentümer bestimmte, abhängig zu machen. 
Die Kosten hiefür betrugen letztlich rd 1,9 Mill S. 

In dieser Studie, die grundsätzlich den gesamten Bereich der Personen­
schiffahrt zum Gegenstand hatte, führte der Betriebsberater aus, daß un­
ter der Annahme bestimmter Voraussetzungen - etwa eines deutlich 
steigenden Touristenaufkommens (um rd 12 000 Reisen je Jahr, um eine 
80 %-Auslasrung zu erreichen), der entsprechenden organisatorischen 
Vorausse tzungen und Vertriebskanälen - der Betrieb von zwei Kabi­
nenschiffen der Luxusklasse erfolgversprechend sein könne . Die Studie 
hatte angenommen, durch die bei den Schiffe würde ein so hoher Beitrag 
zu den Schiffahrtsgemeinkosten (rd 45 %) erwirtschaftet, daß das Ergeb­
nis der Fahrgastschiffahn ausgeglichen gestaltet werden könnte. Das 
BMF nahm dies zustimmend zur Kenntnis. 

22.1 In der Folge hatte die Finanzabteilung der DDSG ernstliche Zweifel am 
Eintreten grundlegender Annahmen der Studie, insbesondere hinsichtlich 
der Finanzierbarkeit und der notwendigen Auslastungs- und Nachfrage­
steigerungen. So hätte es laut Eigenberechnungen der Unternehmung für 
die Erreichung eines Auslastungsgrades von 75 % einer rd 100 %igen 
Steigerung des Passagieraufkommens bedurft. Zudem waren die Be­
triebs- und Vertriebskosten ungeklärt. Die Finanzabteilung empfahl das 
Abwarten langfristig verbindlicher Chartervereinbarungen. 

Aus einer Besprechung am 17. Dezember 1985 im BMF vermeinte der 
damalige Vorstand der DDSG die Überzeugung des Eigentümers ableiten 
zu können, die im Gutachten empfohlenen Vorgangsweisen seien eine un­
trennbare, einheitliche Paketlösung und würden lediglich unter dieser 
Voraussetzung einer Bundeshaftung zugänglich, so daß die Anschaffung 
zweier ebenfalls geplanter Ausflugsschiffe nur bei gleichzeitiger Anschaf­
fung von zwei Kabinenschiffen erfolgen dürfe . In Ermangelung einer Do-
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Kabinenschiff "Mozart" 

kumentation waren der tatsächliche Besprechungsverlauf und -inhalt 
nicht nachvollziehbar. 

Ungeachtet seiner eigenen Bedenken hinsichtlich der Finanzierung der 
Kabinenschiffe stellte der Vorstand in Verfolgung des angenommenen Ei­
gentümerwillens nach einer Pakedösung am 18. Dezember 1985 ge­
genüber der ursprünglich abwartenden Haltung nunmehr den Antrag, 
neben den Ausflugsschiffen zwei Kabinenschiffe zu beschaffen. Der An­
trag enthielt daneben ua die Bedingung, eine Auslastungssicherung für 
zumindest 50 % der Passagierkapazität zu erwirken, andernfalls die An­
schaffung gänzlich unterbleiben solle. Dem stimmte der Aufsichtsrat zu. 

22.2 Der RH beanstandete die letztlich getroffene Entscheidung des Auf­
sichtsrates vom Dezember 1985, weil sie ohne jegliche kaufmännische 
Absicherung getroffen worden war. Zudem war dem RH der Zeitdruck 
kaum erklärlich, waren doch zu jenem Zeitpunkt - wie dem ursprüng­
lichen Antrag zu entnehmen war - weder die technischen Klärungen 
noch die wirtschaftlichen Berechnungen zu einem Abschluß gelangt. Im 
übrigen erschien dem RH der behauptete Zeitdruck unverständlich, weil 
ein Personenschiffahrtskonzept damals bereits seit rd drei Jahren zwar 
vorgelegen war, aber zu keiner Entscheidung geführt hatte. 

23.1 Im Feber 1986 informierte die Unternehmung den Eigentümer dahinge­
hend, daß - noch unverbindliche - Zusagen über eine Chartergarantie 
über 450 Mill S für die Jahre 1987 bis 1991 vorlägen und unter wel­
chen Bedingungen eine Beschaffung der Kabinenschiffe verantwortungs­
voll erfolgen könne. 

Anfang März 1986 hat die Unternehmung dem BMF die Finanzpläne für 
1987 bis 1992 schriftlich zur Kenntnis gebracht, die unter Berücksichti­
gung mehrerer Varianten Abgänge zwischen 13 und 296 Mill S errech­
neten, wobei in der pessimistischen Annahme aufgrund der erwarteten 
schlechten Auslastung mit lediglich einem Kabinenschiff gerechnet wor­
den war. 

23.2 Der RH beanstandete in diesem Zusammenhang, daß die DDSG unge­
achtet ihrer eigenen pessimistischen Einschätzung unverbrüchlich an dem 
Projekt festgehalten hatte. Nach Überzeugung des RH hätte es stattdes­
sen einer Verschiebung und eines Überdenkens des Projektes bedurft, was 
es zudem ermöglicht hätte, Teile der hiefür vorgesehenen Mittel für die 
Sanierung des bisherigen Bereiches der Personenschiffahrt aufzuwenden, 
welcher in den Jahren 1987 bis 1992 letztlich einen Abgang von rd 
386 Mill S verzeichnete. Dies bedeutete selbst gegenüber der pessimisti­
schen Variante eine Verschlechterung um rd 90 Mill S oder rd 30 %, wo­
von dem Betrieb der "Mozare" ein Anteil von rd 57,1 % oder 220,5 Mill S 
zukam. 

Nach Auffassung des RH konnte das Projekt aufgrund der schon 1985 
und 1986 zugänglichen Daten in keinem Fall erfolgversprechend sein . 
Wesentlich gründeten die von der Unternehmung getroffenen Entschei­
dungen auf einer Fehleinschätzung der erwähnten Studie, die lediglich 
Anhaltspunkte und Möglichkeiten der Entwicklung aufzeigen sollte, kei­
nesfalls aber in der Lage war, ein eigenständiges Konzept zu ersetzen. Die 
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DOS 

Unternehmung wäre insbesondere deshalb zur Erarbeitung eines solchen 
verhalten gewesen, weil zahlreiche Annahmen des Gutachtens als zu opti­
mistisch, weil deutlich über branchenüblichen Kennzahlen gelegen, er­
kannt wurden. In jedem Fall hätte diese Erkenntnis zu einem kritischen 
Überdenken des ursprünglichen Projektes Anlaß geben müssen, dem le­
diglich unter der Voraussetzung eines neuerarbeiteten Konzeptes und 
entsprechender Marktforschung und -aufbereitung näherzutreten gewe­
sen wäre. 

24.1 Mit Schreiben an den Eigentümer vom März 1986 ersuchte die DDSG 
weiters um die Zustimmung, die Kabinenschiffe im Ausland in Auftrag 
geben zu dürfen. Dies wurde mit einem Preisvorteil von rd 190 Mill S 
begründet. 

Im Hinblick auf die Chartergarantie wurde mitgeteilt, daß die Bespre­
chungen festgesetzt würden und die erforderlichen schriftlichen Bestäti­
gungen noch ausstünden. Ebenso wurde erwähnt, daß eine USA-Charter­
unternehmung Interesse gezeigt hätte, wobei für die Vercharterung von 
zumindest einem Schiff für die Jahre 1987 und 1988 eine Miete von je­
weils 89 Mill S garantiert werden sollte. 

In einem Antwortschreiben teilte der damalige Bundesminister für 
Finanzen, Dkfm Dr Franz Vranitzky, der DDSG mit, daß er mit der 
dargelegten Vorgangsweise hinsichtlich der Kabinenschiffe einverstanden 
sei, die geplante Investition begrüße, und daß für die Bundeshaftung in 
den Jahren 1986 und 1987 budgetär vorgesorgt werde. 

Unter der Voraussetzung des zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Informa­
tionsstandes des Eigentümers und unter Vorliegen des erwähnten Briefes 
des Bundesministers für Finanzen sollte in der nächsten Aufsichtsratssit­
zung der konkrete Beschluß gefaßt werden, den Auftrag für die Kabinen­
schiffe zu vergeben. 

In der 129. Aufsichtsratssitzung vom 12. März 1986 wurde der ur­
sprüngliche Antrag dahin abgeändert, daß nunmehr auf die durch Bank­
haftungen zu gewährleistende Mindestauslastung verzichtet wurde. Dies 
wurde vom Vorstand mit der Unmöglichkeit, entsprechende Absichtser­
klärungen allfälliger Interessenten zu erwirken, zu begründen versucht. 

24.2 Nach Ansicht des RH begab sich damit die Unternehmung jedoch einer 
entscheidenden Voraussetzung zur Absicherung des wirtschaftlichen Risi­
kos und übernahm solcherart die volle Gefahr eines Markteinstieges in ei­
nen für sie neuen Bereich. Inwiefern der bis dahin mit der Vorgangsweise 
grundsätzlich einverstandene Vertreter des Eigentümers vom Wegfall die­
ser Voraussetzung Kenntnis erlangte oder diesen billigte, war aufgrund 
fehlender Unterlagen nicht dokumentierbar. 

24.3 Laut Stelltmganhme des damaligen Vorstandes der DDSG sei das BMF über den 
dargestellten Fortgang zu jedem Zeitpunkt unterrichtet gewesen. 

24.4 Der RH entgegnete, dies sei aus der Aktenlage nicht ableitbar. 
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Kabinenschiff "Mozart" 

Beschaffung 

Vermarktung 

25.1 Am 13 . März 1986 erteilte die Unternehmung den Auftrag zum Bau ei­
nes Kabinenschiffes an eine deutsche Werft . Das Schiff sollte allerdings in 
einer für die Flußschiffahrt unerprobten Bauweise ausgeführt werden. 
Dies bedingte denn auch in der Folge eine Anzahl technischer Mängel, 
deren wesentlichste jedoch in Garantie behoben werden konnten. Ferner 
wurde entgegen der vormaligen Planung die Kabinenanzahl von 260 auf 
216 verringert, was auf die Passagepreise ungünstige Auswirkungen zei­
tigen mußte. 

Die ursprüngliche Fassung der Auftragserteilung vermochte die Unter­
nehmung nicht beizubringen. Hiedurch war es dem RH verwehrt, allfäl­
lige Möglichkeiten eines Rücktrittes oder einer Verschiebung des Baues 
näher zu überprüfen. 

Ungeachtet der seit der Erstellung des Gutachtens erheblich veränderten 
Voraussetzungen und der geänderten Kostenlage - etwa durch das 
Nichtzustandekommen der Chartergarantie bzw einer ersatzweise ange­
strebten Vermarktungsgesellschaft, die Verringerung der Kabinenanzahl 
und die damit verbundene Erhöhung der Preise, die Kenntnis der vom 
Gutachten abweichenden Branchenkennzahlen, eine ungünstige Verände­
rung der Devisenkurse sowie der politischen Lage im allgemeinen - be­
harrte die Unternehmung auch weiterhin auf einer Verwirklichung des 
Vorhabens, obwohl die Abteilung für Betriebswirtschaft neue Kalkulatio­
nen angestellt und darauf verwiesen hatte, daß die Deckung von Gemein­
kosten zur Illusiort und der Auftrag des Eigentümers an die DDSG, ko­
stendeckend zu operieren, undurchführbar würde. 

25.2 Nach Auffassung des RH wäre ein völliges Überdenken oder aber ein 
Verzicht auf die Pläne dringend geraten gewesen, umso mehr, als die 
Gründe, die im Juni 1986 zum Optionsverzicht auf das zweite Kabinen­
schiff Anlaß gaben, nämlich insbesondere die ungünstigen Entwicklun­
gen in der Fremdenverkehrswirtschaft, auch für ein Abstehen von der Be­
schaffung des ersten Schiffes ausreichend gewesen wären. 

26. Die DDSG hatte weder im Bereich der Luxuskreuzfahrt noch der geeig­
neten Vertriebskanäle ausreichende Erfahrung. Der Versuch einer Zusam­
menarbeit mit einem österreichischen Reisebüro bzw einer amerikani­
schen Reederei blieb,ergebnislos. Entgegen der Empfehlung der Studie, 
die Vermarktung über einen Generalunternehmer abzuwickeln, begann 
die DDSG im Jahr 1987 ein weltweites Netz von "General Sales Agents" 
einzurichten . In Ermangelung geeigneter Parmer erfolgte auch die Be­
treuung des Hotel- und Verpflegsbereiches über eine hiefür gegründete 
Tochterunternehmung der DDSG. In bei den Fällen hatte damit die Un­
ternehmung überaus kostenintensive Möglichkeiten gewählt . Solcherart 
wurden die von der Studie im Falle der Beauftragung eines Generalunter­
nehmers angenommenen Vertriebskosten von rd 33 % des Bruttoumsat­
zes um rd 17 Prozentpunkte überschritten; die zunächst angenommenen 
Cateringkosten von 500 S erhöhten sich auf rd 1 530 S. Letztere konn­
ten erst nach der Beauftragung einer anderen - international tätigen -
Schiffsverpflegungsunternehmung auf rd 700 bis 800 S gesenkt werden. 

Wegen der Verluste im ersten Betriebsjahr der "Mozart" (988) und der 
Befürchtung ähnlich hoher im Folgejahr gab die DDSG ein Folgegut-
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Veräußerung 

achten in Auftrag, das wesentliche Abweichungen von den ursprüng­
lichen Planungen offenbarte. Sie betrafen die unzureichende Vorbereitung 
der Einführung des Produktes, überhöhte Verpflegskosten sowie eine ver­
minderte Anzahl von Fahrtagen und Kabinen. Zur Verbesserung der 
Marktbearbeitung wurde eine Zusammenarbeit mit einem geeigneten 
Partner angeregt, der von der DDSG in der Folge jedoch nicht beizubrin­
gen war. Entscheidungen über weitere Vorgangsweisen sollten zunächst 
dem Beginn des Jahres 1990 vorbehalten bleiben, wobei auch ein allfälli­
ger Verkauf des Schiffes in Betracht gezogen werden sollte. Zudem wurde 
die Unternehmung zu diesem Zeitpunkt von Markteinbrüchen - insbe­
sondere des bedeutsamen amerikanischen Marktes - überrascht, die we­
sentlich auf ungünstige politische Gegebenheiten (insbesondere interna­
tionale Terroranschläge) sowie Wechselkursänderungen zurückzuführen 
waren. 

27. Die Markteinbrüche waren auch in der wirtschaftlichen Entwicklung der 
"Mozart" deutlich erkennbar. So verminderten sich etwa die Nettoerlöse 
zwischen 1990 (rd 76 Mill S) und 1992 (rd 55 Mill S) um rd 27,7 %. 
Im gleichen Zeitraum stiegen die Verluste um rd 51 % von 31 Mill Sauf 
47 Mill S an. Insgesamt waren im Zeitraum von 1988 bis 1992 Stüt­
zungen des Bundes für die DDSG-Personenschiffahrt im Ausmaß von rd 
435 Mill S erforderlich. Hievon mußten allein 194,47 Mill S bzw 
44,7 % für den Abgang aus dem Betrieb der "Mozart" aufgewendet werden. 

Die Auslasrung des Schiffes stieg zunächst von 26,2 % (988) auf 49 % 
und sank wieder auf 33,4 % (992). Demgegenüber war das Kabinen­
schiff eines deutschen Mitbewerbers mit durchschnittlich 70 % ausgela­
stet. Ähnlich waren auch die Unterschiede in der Preisgestaltung. Waren 
für einen Einzeltag auf der "Mozart" 1992 zwischen 4 700 und 6 400 S 
aufzuwenden, so reichten für einen solchen auf einem deutschen Konkur­
renzschiff 3 120 bis 3 700 S, auf Kabinenschiffen von Südostreedereien 
1 500 bis 2 400 S. Damit lag die Preisgestaltung hinsichtlich der "Mo­
zart" durchschnittlich rd 80 % bis 160 % über jener anderer Kabinen­
schiffe. Diese Differenz war selbst für ein Luxusklasseschiff sehr hoch und 
bewirkte eine Verdrängung des angebotenen Produktes aus dem ange­
strebten Markt. 

28.1 Bereits zum Zeitpunkt der Erstellung des Folgegutachtens 1989 wurde 
der Verkauf des Schiffes erwogen. Als zu Beginn des Jahres 1990 offen­
kundig wurde, daß das Schiff auch in Hinkunft ungeachtet verstärkter 
Marketingbemühungen und größerer Tarifflexibilität nicht kosten­
deckend zu betreiben sein werde, wurde auch eine allfällige Vercharte­
rung überlegt. Das BMF teilte diese Auffassung unter Hinweis auf eine 
beabsichtigte Beendigung der Zuschußleistungen für die Personenschif­
fahrt ab 1991. 

Verhandlungen des Aufsichtsrates mit allfälligen Interessenten für eine 
Zusammenarbeit oder einen Kauf des Schiffes verliefen ebenso ergebnislos 
wie eine im Oktober 1990 durchgeführte Ausschreibung. Der Aufsichts­
rat erteilte daher im Jänner 1991 dem Verkauf der "Mozart" vorerst nicht 
seine Zustimmung. 
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Kabinenschiff "Mozari" 

Aus Anlaß der beabsichtigten Veräußerung der gesamten Fahrgastschiffahrt 
zu Beginn des Jahres 1992 verfaßte die DDSG ein Investmentmemoran­
dum , welches auch zu keinem greifbaren Ergebnis führte. Die DDSG ent­
schloß sich daher, die "Mozart", getrennt von der übrigen Ausflugsschiff­
fahrt , anzubieten. Eine diesbezügliche Einladung zur Angebotslegung 
erg ing im Dezember 1992 an insgesamt sieben mögliche Interessenten. 
Aufgrund der eingelangten Angebote wurde nach einer Bewertung dersel­
ben mit zwei Bietern - einer deutschen Reederei und einer weiteren deut­
schen Gruppe - im Feber 1993 in nähere Verhandlungen getreten . Als 
deren Ergebnis ermächtigte der Aufsichtsrat aufgrund der mangelnden Be­
stimmtheit eines Angebots dazu, jenes des Erstbieters anzunehmen. Hinzu 
kam, daß bei weiteren Verzögerungen die für 1993 zu gewärtigenden Ver­
luste der "Mozart" in der Höhe von 70 Mill S von der DDSG selbst zu tra­
gen gewesen wären . Aufgrund einer vom Zweitbieter begehrten Nachfrist 
und einer Nachbesserung seines Angebots hat die DDSG eine weitere Frist 
gewährt, in welcher beide Bieter ihre Gebote erhöhten. Da der Zweitbieter 
zwei Ausschreibungserfordernisse nicht erfüllte, wurde letztlich dem Ange­
bot des Erstbieters in der Höhe von 127,1 Mill S beigetreten, der Nut­
zungs- und Kaufvertrag im April 1993 unterfertigt und das Schiff mit 
Monatsende dem Käufer übergeben. 

28.2 Nach Ansicht des RH war die rasche Veräußerung ein taugliches Mittel, 
weitere Verluste zu vermeiden, und war selbst in Ansehung des großen 
Zeitdrucks einem Weiterbetrieb oder einer weiteren Verzögerung vorzu­
ziehen . Dennoch hätten im Falle eines schon im Sommer 1992 erfolgten 
getrennten Verkaufs der "Mozart" Unzulänglichkeiten im Zuge des Ver­
kaufs und der Zeitdruck, der einem allenfalls zu erzielenden Mehrerlös 
hinderlich war, vermieden werden können. 

29. Bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Gebarungsüberprüfung belief 
sich die Gesamtbelastung der DDSG aus dem "Mozart"-Projekt unter 
Einrechnung des Auflösungswertes des Leasingvertrages und des erzielten 
Kaufpreises auf rd 426,14 Mill S. Hinzu kommen noch nach einer recht­
lichen Klärung allenfalls zu bezahlende Forderungen des Käufers wegen 
mangelnden Inventars und Reparacurerfordernissen sowie Pönaleforde­
rungen von Reiseveranstaltern und Generalagenten in der Höhe von bis 
zu 25 Mill S. 
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Entwicklung der Frachtschiffahrt 

30. Die von der Frachtschiffahrt der DDSG beförderten Gütermengen sanken 
im Überprüfungszeirraum von rd 3,2 Mill t (984) nach einer kurzfristi­
gen Steigerung auf 3,6 Mill t (989) schrittweise auf 2,5 Mill t (992) 
oder rd 77 % des Aufkommens des Jahres 1984. Gleichzeitig verringer­
ten sich auch bis 1992 die Einnahmen aus diesem Bereich mit rd 301 Mill S 
auf rd 66 % des Vergleichswertes 1984 (456 Mill S). 

In den Jahren 1984 bis 1992 ergaben sich im Bereich des Frachtverkehrs 
stets negative Deckungsbeirräge im Gesamtausmaß von rd 558,5 Mill S. 
Zur Abdeckung dieser Verluste war der Eigentümer verhalten, Subventio­
nen in der Höhe von insgesamt 767,3 Mill S zu leisten. Hinzu kamen rd 
109,6 Mill S für die Finanzierung von Investitionen. 

Die dargestellte ungünstige wirtSchaftliche Lage, wie die Höhe des jährli­
chen Subventionsbedarfes, gab Ende der 80er Jahre hinreichenden Anlaß, 
um eine Begrenzung desselben bemüht zu sein. Vorübergehende Ergeb­
nisverbesserungen 1989 und 1990 ließen zudem das Auffinden allfälliger 
Partner für eine langfristige Sanierung dieses Bereiches als mit vergleichs­
weise geringeren Schwierigkeiten behaftet erscheinen. 

Beteiligungsangebot für die DDSG 

31.1 Im Jänner 1990 bekundete eine Unternehmung eines weltweit tätigen 
Speditions- und Transportlogistikkonzerns Interesse an einer mehrheitli­
chen Beteiligung an der DDSG. Die hierauf zwischen dem BMF und die­
ser Unternehmung geführten Verhandlungen mündeten im September 
1990 in ein Angebot auf Übernahme von 51 % der Anteile der DDSG. 
Als wesentliche Ziele dieser Beteiligung wurden die Sicherung des Beste­
hens der DDSG und die Aufrechterhaltung der Donauschiffahrt bei 
gleichzeitig nachhaltiger Verbesserung der Ertragslage festgehalten. Zu­
dem beinhaltete das Angebot insbesondere eine Begrenzung weiterer 
Bundeszuschüsse auf jeweils 100 Mill S für 1991 und 1992 sowie die 
Übernahme der Pensionslasten durch den Bund. 

Dieses Angebot wurde indessen nicht weiter verfolgt. Begründet wurde 
dies, neben dem Bemühen um allfällige andere Interessenten, insbesonde­
re damit, daß das Risiko aus sämtlichen Pensionsverpflichtungen nicht 
ausreichend abgrenzbar gewesen wäre und die Übertragung aller Vermö­
genswerte der DDSG das Risiko aus Haftungen übertroffen hätte . Ferner 
wurde auf die Problematik einer drohenden Diskussion über einen "Aus­
verkauf an das Ausland" verwiesen. 

31.2 Nach Ansicht des RH waren diese Darlegungen aus heutiger Sicht nicht 
überzeugend, denn die Pensionslasten wurden bereits 1991 - noch vor 
der Ausschreibung der einzelnen Unternehmungsteile - im Verhand­
lungsweg begrenzt und der ÖIAG-Pensionskasse übertragen . Auch bei 
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Beteiligungsangebot 

für die DDSG 

einer Beteiligung der Unternehmung hätte eine gleichartige Lösung der 
bestehenden Pensionsverpflichtungen erreicht werden können. Ferner 
wurden die vorhandenen Unternehmungsteile trotz Fälligkeit der Bun­
deshaftungen vorerst nicht verwertet und wesentliche Unternehmungstei­
le letztlich doch in das Ausland veräußert. 

Der unzweifelhafte Vorteil des Angebots wäre nach Überzeugung des RH 
in der Übernahme der Gesamtunternehmung gelegen gewesen, die über­
dies die Belastungen des Bundes auf insgesamt 200 Mill S in den Jahren 
1991 und 1992 begrenzt hätte. 

31.3 Laut Stellungnahme des BMF heitte aus der Sicht der damaligen Verhandlungen 
das Angebot keine ausreichende Vertragsgrundlage ergeben. Insbesondere wären die 
Verhandlungen iiber die Pensionslasten wesentlich erschwert worden. Die Verwer­
tung der vorhandenen Vermo"genswerte sei weiterhin vorgesehen. Auch beinhalte der 
nunmehr mit dem Erwerber zustandegekommene Vertrag - im Gegensatz zu dem 
seinerzeitigen Angebot - Eintrittsrechte im Ausmaß von rd 45 % für osterrei­
chische Beteiligungsinteressenten. 

Aus den seinerzeitigen strategischen Überlegungen sei weiters zu berücksichtigen: 

- die Veräußerung der DDSG hä"tte den Übergang der Unternehmung an ihren 
Hauptkonkurrenten bedeutet; 

- Form und Umfang des Weiterbestehens der Personenschi//ahrt wären ungewiß 
gewesen; 

- im Jahr 1990 hätte auch Austrian I ndustries Interesse an einer Übernahme der 
Frachtschiffahrt gemeinsam mit einem deutschen Minderheitspartner gezeigt; 

- im Zuge der Öffnung der Ostmä·rkte sei mit einer starken Belebung auch der 
Flußschiffahrt gerechnet worden; 

- die Au/teilung der DDSG in zwei Unternehmungsbereiche hä·tte günstigere 
Kau/angebote erwarten lassen. 

31.4 Wie der RH entgegnete, war schon seinerzeit die zuständige Fachabtei­
lung des BMF der Meinung, daß in Anbetracht der bis 1990 stets ange­
fallenen hohen Belastungen für den Bund das Angebot "einmalig" war. 

Der RH vermochte der Begründung, die Verhandlungen über die Pen­
sionslasten wären bei einer Veräußerung erschwert worden, nicht zu fol­
gen, weil der Bundesminister für Finanzen, Dkfm Ferdinand Lacina, 
selbst im Mai 1990 in Aussicht gestellt hatte, zur Übernahme der Pen­
sionsverpflichtungen grundsätzlich bereit zu sein. 

Zu den strategischen Überlegungen entgegnete der RH, daß 

- der Anbieter zwar Konkurrent im Gesamttransportaufkommen, aber 
keineswegs Hauptkonkurrent der DDSG war; 

- Austrian Industries - in Anbetracht des hohen Anteils der für sie er­
brachten Transportleistungen - bereits oftmals, aber vergeblich zu einer 
Beteiligung aufgefordert worden war; zwar zeigte Austrian Industries 
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DDSG 

1990/91 Interesse und beteiligte sich gemeinsam mit Partnern an der 
späteren Ausschreibung über den Verkauf der DDSG-Cargo GesmbH, 
kam allerdings wegen der in den Verhandlungen gestellten Forderungen 
der Bietergruppe nicht zum Zuge; 

- der deutsche Minderheitspartner der Auscrian Industries bis 1990 nur 
in sehr geringem Umfang im Donauraum tätig war, was den Wert dieser 
Beteiligung relativiert hätte. 

Verkauf der DDSG-Cargo GesmbH 

32.1 In weiterer Folge wurden neue Lösungen für den Frachtbereich der Do­
nauschiffahrt gesucht und gefunden: 

(1) Bereits Ende der 80er Jahre hatte das BMF bezüglich des Frachtberei­
ches Maßnahmen zur Begrenzung oder Beseitigung von Zuschüssen des 
Bundes erwogen. Dies erschien umso dringlicher, als die Fortsetzung des 
Weges der Verringerung des Mittelbedarfs, den die gestiegene Transport­
leistung im Zusammenhalt mit Einsparungsmaßnahmen 1987 bis 1989 
vorübergehend ermöglichte, mit Unsicherheiten behaftet war. Auch ging 
die Unternehmung in ihren Planungen für die Jahre 1990 bis 1994 von 
einem beträchtlichen Investitionsbedarf von rd 407 Mill S aus, der vom 
Bund abzudecken gewesen wäre. 

(2) Im Mai 1990 umriß das BMF seine Überlegungen in finanziellen 
Rahmenbedingungen für die DDSG. Diese sahen neben Gedanken zu ei­
ner gänzlichen oder teilweisen Privatisierung die grundsätzliche Bereit­
schaft des Eigentümers zur Übernahme der Pensionsverpflichtungen vor, 
doch sollten Bundeszuschüsse für die Personenschiffahrt ab 1991, für die 
Frachtschiffahrt - für die für die Jahre 1991 und 1992 letztmalig ein 
Becrag von 200 Mill S zur Verfügung gestellt werden konnte - ab 
1993 ausgeschlossen sein. 

(3) Diese Überlegungen fanden in der Folge Eingang in das Arbeitsüber­
einkommen über die Bildung einer Bundesregierung vom Dezember 
1990, das eine Trennung der DDSG in einen Personenschiffahrts- und ei­
nen Güterbereich, der ab 1993 ohne Zuschüsse seitens des Bundes aus­
kommen sollte, vorsah. Dieses Ziel sollte durch die Beteiligung vorzugs­
weise österreichischer Partner erreicht werden. Der rechtlichen Trennung 
in die genannten Teilbereiche im Sommer 1991 folgte die Ausarbeitung 
eines Investmentmemorandums seitens der DDSG zur Veräußerung von 
Anteilsrechten an der DDSG-Cargo GesmbH, welches - auch auf­
grund einer öffentlichen Ausschreibung - 65 Interessenten zugemittelt 
wurde. Aus den hierauf eingelangten elf Angeboten wurden nach einem 
Vorauswahlverfahren jene von drei Gruppierungen in nähere Erörterung 
genommen und mit den Bietern bis November 1992 in gesonderte Ver­
handlungen gecreten. 
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Verkauf der 

DDSG-Cargo GesmbH 

(4) Die Gruppe eines österreichischen Kaufmanns ging von einer wesent­
lichen Ausweirung des künftigen Frachtaufkommens aus, der mit einer 
deutlichen Erhöhung der Transportleistungen durch Einbringung 123 
zusätzlicher Schiffseinheiten - über Beteiligung einer Ostreederei -
entsprochen werden sollte. Gleichzeitig waren Personaleinschränkungen 
um rd 10 % und Investitionen in der Höhe von rd 400 Mill S bis 1996 
geplant. Bezüglich dieses Angebots machte die DDSG ernstliche Zweifel 
hinsichtlich der Erreichbarkeit des angestrebten zusätzlichen Frachtauf­
kommens sowie für den Fall des Verfehlens dieses Zieles am Weiterbe­
stand der DDSG-Cargo GesmbH ohne neuerliche Bundeszuschüsse gel­
tend. 

Das Angebot einer deutschen Gruppe vertrat das gegenteilige Konzept 
einer deutlichen Einschränkung der Frachtflotte bei einer Reduktion des 
fahrenden Personals um rd zwei Drittel. Wegen der Forderung nach Ver­
lustabdeckungsgarantien durch den Bund für fünf Jahre und in Ermange­
lung jeglicher Investitionsgarantien wurde diesem Angebot nicht näher­
getreten. 

Eine dritte Gruppe beabsichtigte zwar ebenfalls eine deutliche Einschrän­
kung der Flottenkapazität und des Schiffspersonals, war jedoch Zut Er­
höhung des Stammkapitals von 8,5 auf 160 Mill S und zur Einbindung in 
einen weltweit tätigen Handels-, Transport- und Speditionskonzern bereit. 
Die Einsicht, daß dieses Angebot den Weiterbestand der DDSG-Cargo 
GesmbH ohne weitere Belastungen des Eigentümers am ehesten gewähr­
leisten würde, mündete in einen Beschluß des Aufsichtsrates, künftig aus­
schließlich mit dieser Gruppe Verhandlungen weiterzuführen. 

(5) Im Zuge der Verhandlungen 1992 hatten sich die Vertragspartner auf 
die Sicherung des Bestehens und der Weiterentwicklung der DDSG-Car­
go GesmbH, eine weitgehende Umsetzung der Ziele der österreichischen 
Verkehrspolitik und eine nachhaltige Verbesserung der Ertragslage der 
Cargo verständigt. Das auf 160 Mill S erhöhte Stammkapital sollte zu 
49,9 % von einer von der Stinnes AG und einer französischen Unter­
nehmung zu gründenden Gesellschaft, zu 25,1 % von der ÖIAG, zu 
15 % von einer Tochter der Stinnes AG und zu je 5 % von der Wiener 
Hafen GesmbH und der DDSG gehalten werden. 

Ferner war die Verringerung der Flottenkapazität auf rd 160 000 t und 
der Anzahl des Schiffspersonals auf 230 Dienstnehmer bei gleichzeitiger 
Senkung des Lohnniveaus beabsichtigt. 

(6) Das zunächst bis Ende März 1993 beabsichtigte Inkraftsetzen der 
Vertragsinhalte, rückwirkend mit Jahresende 1992, verzögerte sich infol­
ge von Personalverhandlungen, so daß man im Mai 1993 übereinkam, 
den Vertrag nunmehr mit Ende 1993 wirksam werden zu lassen und 
zunächst auf der Grundlage eines Kooperationsvertrages die entschei­
denden Umstrukturierungsmaßnahmen vorzunehmen. Als solche wurden 
bis Oktober 1993 ua die Einordnung der DDSG-Cargo GesmbH in die 
Stinnes-Gruppe, eine entsprechende Anpassung des Schiffsparks, eine 
verstärkte Ausrichtung auf Westverkehre sowie die Aufnahme von außer­
europäischen und kombinierten Verkehren umgesetzt. Änderungen im ei­
gentlichen Vertrag ergaben sich insbesondere durch den Ersatz der 
ÖIAG-Beteiligung durch eine solche einer weiteren Stinnes-Tochter und 
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DDSG 

die Gewährung von Eintrittsrechten für die ÖIAG und österreichische 
Speditionsunternehmungen. 

(7) Mit Wirkung vom 15. November 1993 übernahm die Stinnes AG 
vorerst sämtliche Geschäftsanteile der DDSG-Cargo GesmbH. Anstelle 
der geplanten Übernahme zum Jahresende 1993 auf Grundlage des Jah­
resabschlusses und der nötigen Verlustabdeckung wurden dem Überneh­
mer 180 Mill S unter Abzug bereits gewährter Zuschüsse zugestanden. 
Zudem erhält er die im Bundeshaushalt für 1994 vorgesehenen Beträge 
für Altlasten in Höhe von 38 Mill S sowie unter bestimmten Vorausset­
zungen Abstandszahlungen im Falle einer Donaublockade. 

32.2 Der RH vermerkte kritisch, daß bei Entsprechung der Grundlagen des 
Sanierungsgesetzes 1973 die meisten der getroffenen Restrukturierungs­
maßnahmen vermeidbar gewesen wären und die letztlich im Zuge und 
unter dem Druck der Veräußerung der DDSG-Cargo GesmbH gesetzten 
Maßnahmen auch zu einem früheren Zeitpunkt von der DDSG selbst hät­
ten gesetzt werden können. Jene Vorteile allerdings, die aus einer Einbin­
dung in einen international tätigen Transpordogistikkonzern entstanden, 
hätte die DDSG-Cargo GesmbH allein wohl nicht zu verwirklichen ver­
mocht. 

Diese Einbindung und die sich hieraus ergebenden Möglichkeiten - et­
wa die Erschließung neuer Geschäftsfelder unter Nutzung des energie­
wirtschaftlich günstigen Transportweges Wasser - sollten den langfri­
stigen Bestand der DDSG-Cargo GesmbH gewährleisten . Allerdings 
schiene es dem RH geraten, daß österreichische Unternehmungen von 
den ihnen zugesagten Eintrittsrechten Gebrauch machen, um ihre und 
die Interessen der österreichischen Verkehrswirtschaft in Zusammenarbeit 
mit den nunmehrigen Eigentümern verstärkt wahrnehmen zu können. 

Die ursprüngliche Zielsetzung, die Verlustabdeckung auf 200 Mill S für 
1991 und 1992 zu begrenzen, wurde indessen verfehlt. Auch durch die 
oben erwähnten Verzögerungen kam die Veräußerung mit Ende 1992 
nicht zustande; so mußten, um die Veräußerung der DDSG-Cargo Ges­
mbH erreichen zu können, neben der Verlustabdeckung für 1993 auch 
Subventionen für das Jahr 1994 zugestanden werden. 

32 .3 Laut Stellungnahme des BMF seien die letztlich eingetretenen Belastungen 1990 
nicht erkennbar gewesen. 
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Allgemeines 

Zusammenfassende Beurteilung 

33. Aufgrund der ermittelten Sachverhalte gelangte der RH zur Auffassung, 
daß nicht nur die langfristige Unternehmungspolitik der DDSG verfehlt 
und den wiederholten Empfehlungen des RH entgegengesetzt war, son­
dern daß auch alle jüngeren wesentlichen Maßnahmen, uzw sowohl be­
treffend den Verkauf der DDSG-Cargo GesmbH (siehe oben) als auch 
die Abgabe des Kabinenschiffes "Mozart" und die noch offenen Bemühun­
gen um eine Veräußerung der übrigen Bereiche der Personenschiffahrt 
nicht zum gewünschten Erfolg geführt haben. (Damit soll allerdings 
nicht die Sinnhaftigkeit der Verkaufs beschlüsse an sich in Zweifel gezo­
gen werden .) Sowohl das Anliegen einer vorzugsweise österreichischen 
Lösung konnte in keinem Fall verwirklicht werden, als auch der finanziel­
le Erfolg war in allen Fällen ungünstiger als seinerzeit erwartet wurde. 
Ausschlaggebend hiefür waren nach Ansicht des RH vornehmlich die fol­
genden FaktOren: 

(1) Das jahrelange Verharren auf einem vom RH mehrmals als nicht gang­
bar bezeichneten Weg der Ausweitung der Geschäftstätigkeit führte zur 
Inkaufnahme stetiger Belasrungen des Bundeshaushaltes bis 1993 in der 
kumulierten Größenordnung von nominell 4,5 Mrd S seit 1973 (Sanie­
rungsgesetz). Weitere Belastungen in der Größenordnung von 360 Mill S 
sind in der Abwicklung der Privatisierung für das Jahr 1994 veranschlagt; 
für die Folgejahre sind Restzahlungen von rd 170 Mill S im Zusammen­
hang mit dem Verkauf der "Mozart" und ein Restbetrag für die Übertra­
gung der Pensionsrückstellungen an die ÖIAG-Pensionskasse in der Höhe 
von rd 240 Mill S zu leisten. Weitere Bundesleistungen, die mit dem wei­
teren Schicksal der Personenschiffahrt im Zusammenhang stehen, sind der­
zeit nicht quantifizierbar. 

(2) Als Folge dieser verfehlten Unternehmungspolitik wurde viel zu spät 
in ernsthafte Veräußerungsbemühungen eingetreten, uzw genau zum 
Zeitpunkt der bis dahin ungünstigsten Marktposition aller Teilbereiche 
der Unternehmung und der Stellung des Eigentümers. 

(3) Daraus folgte zwangsläufig ein außerordentlicher Zeitdruck und ein 
nicht optimales Ergebnis der Verhandlungen. 

Die vom Eigentümer jahrzehntelang in Kauf genommene finanzielle Be­
lastung stand nach Ansicht des RH in einem krassen Mißverhältnis zu 
der immer wieder ins Treffen geführten volkswirtschaftlichen Bedeutung 
der DDSG. Der Anteil der Frachtschiffahrt an den in Tonnen ausgedrück­
ten österreichischen Ein- und Ausfuhren betrug über den gesamten Be­
trachtungszeitraum zwischen 3 und 6 %; der Anteil der Erlöse aus der 
Personenschiffahrr an der österreichischen Fremdenverkehrswirtschaft be­
wegte sich stets im Promillebereich. Der RH übersah hiebei jedoch nicht 
die Bedeutung, die der Personenschiffahrt der DDSG als Teil des Frem­
denverkehrsangebotes im österreichischen Donauraum zukommt. 
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Zusammenfassende 

Beurteilung 

Kabinenschiff 
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Verantwort­
lichkeiten 

DDSG 

34. Hinsichtlich des Kabinenschiffes IIMozartll beanstandete der RH, daß we­
der der Vorbereitungs- noch der Umsetzungsphase eine zielgerichtete 
Vorgangsweise zugrundegelegt wurde. Wiewohl die unternehmerische 
Planung noch nicht zu einem Abschluß gelangt war, setzte die Unterneh­
mung verfrüht Maßnahmen der Durchführung. Insbesondere hätte es im 
Anschluß an die Strategiestudie eines eigenen Konzeptes der DDSG be­
durft . Für den gegenständlichen Investitionsumfang war dieses Gutach­
ten als Entscheidungsgrundlage allein in keinem Fall hinreichend . Zu­
dem geriet die Abwicklung des Vorhabens unter einen - wirtschaftlich 
nicht begründ baren - Zeitdruck, der zur Eingehung finanzieller Wag­
nisse Anlaß gab, welche durch den Verzicht auf die Auslastungsgarantie 
noch erhöht wurden. Nahezu sämtliche der eingegangenen Risken waren 
eingetreten und daher im höchsten Maße geeignet , die wirtschaftliche 
Existenz der Unternehmung zu gefährden . Entgegen der vom BMF be­
reits 1990 bekundeten Absicht waren die hieraus erwachsenen Abgänge 
vom Eigentümer abzudecken. 

35 . Die Verantwortung für die jahrzehntelangen beträchtlichen, letztlich er­
folglosen, nunmehr auch nicht mit Zukunftshoffnungen begründbaren 
Belastungen der Bundeshaushalte ist nach Ansicht des RH allen Organen 
der Unternehmung, nämlich Vorstand, Aufsichtsrat und Eigentümer ge­
meinsam zuzumessen. 

(1) Der jeweilige Vorstand der DDSG hat die aktienrechtliche Erstverant­
wortung für die verfehlten unternehmungspolitischen Entscheidungen zu 
tragen . Schließlich wäre es am Vorstand gelegen , offenkundig unwirt­
schaftliche Entscheidungen dutch die Unterlassung von Antragstellungen 
erst gar nicht herbeizuführen. 

(2) Der jeweilige Aufsichtsrat hat seine Kontrollaufgaben nicht in jenem 
Maß wahrgenommen, daß er die tatsächlich eingetretene Entwicklung 
hätte verhindern können. Auch in Fällen, hinsichtlich derer im Auf­
sichtsrat zunächst - nach Ansicht des RH zu Recht - schwerwiegende 
Bedenken gegen Vorhaben des Eigentümers bzw des Vorstandes geltend 
gemacht wurden, konnte der RH keine Konsequenzen in Form von Zu­
stimmungsverweigerung oder gar Mandatsrücklegung feststellen. 

(3) Der jeweilige Bundesminister für Finanzen als Eigentümervertreter hat 
gegen die den Zielsetzungen des Sanierungsgesetzes 1973 entgegenstehen­
de expansive Unternehmungspolitik des Vorstandes lange Zeit nicht ausrei­
chend gegengesteuert, sondern die hiefür notwendigen Finanzmittel in der 
Regel zur Verfügung gestellt. Allerdings wurden Budgetmittel im Rahmen 
der jeweiligen Bundesfinanzgesetze bzw Budgetüberschreitungsgesetze 
vom Nationalrat genehmigt. 

Die Verantwortung des Eigentümers beschränkt sich formal auf seine 
Einflußmöglichkeiten im Rahmen der Hauptversammlung. Diese hat der 
Bundesminister für Finanzen allerdings stets in einem außerordentlich 
hohen Maß genutzt. 

Die jahrzehntelange Abhängigkeit der Unternehmung von den Finanz­
mittelzuführungen aus dem Bundesbudget hat nach Meinung des RH zu 
einer von Aufsichtsrat und Vorstand als selbstverständlich empfundenen 
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Ausrichtung der Organentscheidungen an den - meist informell erflos­
senen - Vorgaben des Eigentümers geführt. Insofern kommt dem Ei­
gentümer Republik Österreich ein hohes Maß an Verantwortung für die 
aufgezeigten Belastungen des Bundeshaushaltes zu. So gesehen kann aber 
auch der wirtschaftliche Mißerfolg nur in Grenzbereichen bestimmten 
Personen zugeordnet werden; im wesentlichen ist er in dem Sinn als 
system immanent zu bezeichnen, als sich in Jahrzehnten Verhaltensweisen 
entwickelt haben, die das betriebswirtschaftliche Ergebnis stets in den 
Hintergrund treten ließen. 

Wien, im Juni 1994 

Der Präsident: 

Dr Franz Fiedler 
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